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Amtlicher Zeit
Verbot des Landes Betriebsrätekottgreffe -
** Der für Sonntag , den 21 . Oktober, nach Karlsruhe

^ berufene Landes - BetriebSrätekongreß wird auf

Grilnd des militärischen Ausnahmezustandes verboten . Die

seit 15. September in Baden vorgekommenen Gewalttätig¬

keiten und Störungen der öffentlichen Ordnung bilden die

Grundlage für das Verbot.

Die Ausübung polizeilicher Befugnisse
** Das Staatsministerium hat ein Notgesetz erlassen , nach

welchem der Zusammenscküuß von Personen zu Aufgaben , die
der Polizei Vorbehalten sind, verboten ist. Es handelt sich um
die Befugnis zum Einschreiten gegen die sogen . Selbst¬
schutzorganisationen und Ortswehren , mögen sie
rechts- oder linksradikaler Natur sein .

Personen , welche solche Organisationen und Aufgaben durch
Übungen und auf andere Weise vorbereiten , oder sich an dies¬
bezüglichen Organisationen beteiligen , werden mit Gefängnis
bis zu 2 Jahren und mit entsprechenden Geldstrafen belegt .

Dieses Notgesetz ist am 16. Oktober, dem Tage seiner Ver¬
kündigung im badischen Gesetz- und Verordnungsblatt , in Kraft
Getreten .

Brotverbilligung
** llm dem bedürftigen Teile der Bevölkerung den Bezug

von Brot nach Fortfall der öffentlichen Brotversorgung zu er¬
leichtern , hat die Reichsregierung folgende Anordnungen ge¬
troffen:

Für kinderreiche Familien findet eine Verbilligung
des Brotes statt in Gemeinden mit 20 000 und mehr Ein¬
wohnern. Berücksichtigt werden dürfen nur b- sonders bedürf¬
tige Familien und zwar , wenn der Vater noch lobt, das vierte
Kind und weitere Kinder, wenn der Vater nicht mehr lebt ,
das dritte Kind und weitere Kinder . Ausgeschlossen sind Kin¬
der Der 16 Jahre und solche von Brotselbstversorgern , auch
Teilselbstversorgern . Die Verbilligung darf für das Kind
wöchentlich 40 v . H . des Preises für 4 Pfund Brot nicht über¬
steigen. Die Auswahl der Familien haben die Gemeinden
im Benehmen mit den in der öffentlichen Fürsorge tätigen
Stellen und Personen zu treffen .

Eine Brotverbilligung für andere Wenfalls bedürftige Kreise
ist nicht vorgesehen . Dagegen wird der Bezug des Brotes für
die nachstehenden Bevölkerungskreffe durch folgende Maßnah¬
men erleichtert :

FürdieGozi al - u . 'Kl einr en tn er sollen die am lö . Okt.
fälligen Halbmonatsbezüge nach der neuesten ReichSrichtßahl
berechnet und dadurch erhöht werden . Außerdem erhalten die
Sozial - und Kleinrentner am 22 . Oktober eine weitere Unter¬
stützung.

Auf Grund des Ermächtigungsgesetzes wird es möglich sein,
auch die Unfallrenten aufzuwerten .

Die Kriegsbeschädigten und Kriegshinter¬
bliebenen erhalten durch die Fürsorgestelle neben der
Erhöhung der Zusatzrenten eine weitere Zwischenzahlung .

Die Satze der Erwerbslosenunterstützung wer¬
den dem Stand der Mark schneller und besser angepaßt und
zugleich in ihren Grundbeträgen erhöht .

Preisschilder und Preisverzeichnisse
_

** Die bisherige Preisauszeichnung der Gegenstände des
glichen Bedarfs durch Grundziffer und Multiplikator hat
zu vielfachen Angriffen gegen den, Einzelhandel namentlich
wegen der Grundgiffer geführt , die irrtümlich als Friedens¬
preis angesehen wurde . Dabei wurde aber nicht 'berücksich¬
tigt, daß dann auch der Multiplikator dem Wert der sogen .
Goldman hätte entsprechen müssen , während der Multiplikator
tatsächlich immer sehr wesentlich darunter geblieben war .

Den Wünschen der Bevölkerung entsprechend wird die Lan -
deszentrale des Badischen Einzelhandels vom Montag , den 22 .
Oktober ab eine neue Art der Auszeichnung einführen .

Durch diese Änderung in der Art der Preisauszeichnung
wird nichts geändert an der Art der Preiskalkulation . Jeder
Kaufmann hat wie bisher zu kalkulieren und
bleibt strafrechtlich sür die richtige Kalku¬
lation verantwortlich . Bei der Kalkulation wird zu -
wächst der Einstandspreis , in Papiermark umgerechnet , soweit
nicht die Rechnung des Lieferanten schon so ausgestellt ist.
Dazu kommen in Papiermark die tatsächlichen Auslagen für
Unkosten . (Löhne , Miete , Licht usw . ) , Zinsen , Unternehmerlohn ,
Unternehmergewinn usw . Der Unternehmerlohn darf nicht
Häher angesetzt werden wie Gehäller und Löhne , die An¬
gestellten mit gleicher Beschäftigung in fremden Unternehmun¬
gen gowährt werden . Der ferner Anstehende Unternehmerge -
winn muß entsprechend dem allgemeinen Rückgang des Ein¬
kommens anderer Volkskreise gekürzt werden .

Der so in Papiermark errochnete Verkaufspreis wird so¬
dann auf eine Grundmart ( sogen . Goldmark ) zurückgeführt ,
indem der jeweilige Briefkurs des Dollars durch 4M ) geteilt
wird. Die so gewonnene Zahl ergibt ' den Grundpreis der
Ware . Ms Multiplikator wird der jeweilige Briefkurs des
Dollars geteilt durch 4,20 gelten .

Dieser Grundpreis wird in vielen Fällen Der dem seiner -
Zectigen Friedenspreis liegen , eine Erscheinung , die auch in
chwern Ländern zu beobachten ist. Der richtige Ansatz dieses
Grundpreises wird aber künftighin an Hand der s . Zt . Frie¬
denspreise urw der Rechnung des Lieferanten leichter wie
lwiher nachgeprüft werden können.

Bei einer Besprechung im Ministerium des Innern wurde
«egen diese Art der Berechnung und Warenauszeichnung nichts
emgcwendet in der Unterstellung , daß sie einheitlich tn ganz'oaden Aufnahme finden wird .

Die Ausgabe von Notgeld
** Verschiedene Anfragen haben die Notwendigkeit ergeben ,

erneut darauf hinzuweisen , daß die Ausgabe von Notgeld ,
Gutscheinen und sonstigen Ersatzmitteln für Reichsgeld der
Genehmigung des Reichsfinanzministers und des badischen Mi¬
nisters des Innern bedarf. Unbefugte Ausgabe von Notgeld
usw . hat Bestrafung sowie Einzug der ausgegebenen Scheine
zur Folge .

Gesuche privater Unternehiner haben keine Aussicht aus Ge¬
nehmigung . In Fällen dringenden örtlichen Bedarfes ist die
Ausgabe von Notgeld Sache der Gemeinden , welche die Geneh¬
migung nötigenfalls drahtlich bei dem Ministerium des In¬
nern einzuholen haben.

*Verkssöungöbrucku .kI>euterei
Die Dinge in B a y e r n haben sich so entwickelt , wie sie

sich nach der Überzeugung aller einsichtigen Politiker ent¬
wickeln mußten . Für uns bedeutet diese Entwicklung
kerne Überraschung . Mr haben sie kommen sehen und
haben oft genug davor gewarnt , Bayern jene Konzessio¬
nen einzuräumen , die es dann ermutigt haben, auf der
schon vor Jahren betretenen Bahn der Auflehnung
gegen die Verfassung fortzufahren. Man hat es in Ber¬
lin leider Jahre lang hingenommen, daß wichtige Bestim¬
mungen der Verfassung und der Gesetze in Bayern yicht
mehr beachtet, ja , von einem großen Teile des Volkes
offen und ohne Furcht vor Strafe verhöhnt wurden .

Solange man Konzessionen machte und darauf verzich¬
tete, die Reichsautorität auch in Bayern durchzusetzen, ist
man um schwere Konflikte herumgskommen. Aber jeder
Einsichtige wußte, daß dieser ganze Zustand auf die
Dauer unhaltbar war , daß die schöne Illusion zerflattern
würde , sowie .das Reich einmal wirklich ernstlich
daran gehen würde, sich , seiner Verfassung und seinen Ge¬
setzen auch in Bayern Respekt zu verschaffen . Ein solcher
Schritt ist jetzt Vonseiten der Reichsregierung erfolgt .
Und schon sehen wir , daß das ganze , bisher mühsam auf¬
rechterhaltene Kartenhaus zusammenbricht , und Bayern
ohne jede Rücksicht auf die furchtbare Lage des Reiches
von sich aus die strikte Beobachtung der Verfassung und
der Reichsgesetze suspendiert.

Der Verfassungsbruch in Bayern ist zu einer
öffentlichen Tatsache geworden , als die bayerische Regie¬
rung erklärte, sie breche für die Zukunft jeden amt¬
lichen Verkehr mit dem Reichswehrmini¬
ster ab , und sie denke gar nicht daran , sich ihrerseits von
dem gegen seine Berliner Vorgesetzten meuternden Wehr¬
kreiskommandeur, Herrn von Lossow , zu trennen .
Dieser Herr von Lossow war von dem Chef der Obersten
Heeresleitung , Herrn von Seeckt, also seinem , unmittelba¬
ren , dienstlichen Vorgesetzten , angewiesen worden, das
Verbot des „Völkischen Beobachters " durchzuführen. Los¬
sow hat sich telegraphisch geweigert , den Befehl
auszuführen , und weigert sich fernerhin , den Ab¬
schied einzureichen , den der Chef der Obersten Heeres¬
leitung darauf von ihm gefordert hat. Ein Vermittlungs¬
versuch , den der Reichswehrminister einleitete, ist geschei¬
tert . Die Erledigung des ganzen Falles soll nun in der
Weise erfolgen, daß der , meuternde General in aller
Form entlassen wird . Und diese in der Verfassung
und in den Notwendigkeiten des Dienstes durchaus begrün -,
dete Maßnahme will sich die bayerische Regierung nicht
gefallen lassen ; sie proklamiert Herrn von Lossow zu
dem Mann ihres Vertrauens und bricht den amtlichen
Verkehr mit dem Reichswehrminister ab, genau so, wie
sie kurz vorher den amtlichen Verkehr mit der sächsischen
Regierung abgebrochen hat. Diese Handlungsweise der
bayerischen Regierung bedeutet natürlich nichts anderes ,
als einen Bruch der Verfassung und eine offene Aufleh¬
nung gegen die Autorität des Reiches.

Wie wird sich Frankreich freuen, wie wird sich Herr
P o i n c a r e ins Fäustchen lachen, wenn er von diesen
Vorgängen in Deutschland hört? ! Hat die französische
Politik doch von jeher mit einer bayerischen Sünderpolitik
gerechnet ! Auch jetzt arbeitet Bayern mit seinem Ver¬
halten, wenn auch sicherlich ohne es direkt zu wollen, der
französischen Politik in die Hände. Die Verhandlungen ,
die die Berliner Reichsregierung mit Frankreich wünscht,
werden von Paris als zwecklos abgelehnt werden, mit dem
Hinweis darauf , daß die Reichsregierung, wie die Vor¬
gänge in Bayern zeigen , nicht mehr die Autorität besitze ,
im Namen des ganzen Reiches zu sprechen. Der beste
politische Vorwand ist Herrn Poincare und allen fran¬
zösischen Imperialisten in die Hände gespielt worden.

Man wird es verstehen , wenn heute auf solche Volks¬
genossen , die die bayerische Politik bisher milde und wohl¬
wollend beurteilten , an der ehrlichen Reichstreue Bayerns

zu zweifeln beginnen , jetzt, wo sie sehen müssen, daß die
Handlungen Bayerns jenen Rücksichten zuwiderlaufen, die
heute auch der Eigensinnigste auf die Notlage unseres
Volkes zu nehmen hat.

Während aus Bayern diese Nachrichten kommen , die die
innerpolitische und außenpolitische Lage des Vaterlandes
bis unmittelbar vor die Katastrophe treiben, gelangt aus
Sachsen eine Nachricht zu uns , die eine Beilegung die¬
ses andern Konflikts erhoffen läßt . Es soll eine Aus¬
sprache zwischen dem sächsischen Ministerpräsidenten
und dem Wehrkreiskommandeur von Müller stattgefun¬
den haben, bei der beide sich bereit erklärt hätten, eine
Verständigung über die bestehenden Meinungsver¬
schiedenheiten herbeizuführen.

Man darf nicht vergessen, daß, wie verschiedene Blät¬
ter übereinstimmend berichten , proletarische Hundertschaf¬
ten im westlichen Sachsen Terrorakte begangen ha¬
ben , die mit den Gesetzen und den Begriffen von Ruhe
und Ordnung nicht mehr vereinbar sind, und die unter »,
bleiben müssen, wenn nicht ein Zustand der Anarchie Platz
greifen soll . Ist es der sächsischen Regierung und der
Landespolizei nicht möglich, solche Terrorakte zu verhin¬
dern , so muß' eben die Reichswehr zur Hilfe her¬
angezogen werden . Das kann aber durchaus auf
der Grundlage einer Verständigung zwi¬
schen der Landesregierung und der mili¬
tärischen Gewalt geschehen .

Ob deshalb die von der sächsischen Regierung gebillig¬
ten proletarischen Hundertschaften schlechthin sämtlich auf"
gelöst werden müssen , ist eine andere Frage , die wohl
erst noch reiflich geprüft werden wird, wenigstens soweit
die Zustände in Sachsen dabei miffprechen . Jedenfalls ist
es die sächsische Regierung , also eine legal zustande-
gekommene und legal amtierende Regierung , die s e l b e r
diese Hundertschaften hat bilden lassen , die also selber -
von ihrer Notwendigkeit überzeugt ist. Und zwar wnrdL
dies« Notwendigkeit begründet mit dem Vorhandensein
bewaffneter , rechtsradikaler Hundertscha ' f -
ten in Bayern . Logik und Gerechtigkeit legen ganz
von selbst die Forderung nahe, daß erstdieUrsachc ,
dann diel Wirkung beseitigt wird , daß also
erst die rechtsradikalen Organisationen in Bayern aufge¬
löst werden und dann die proletarischen Hundertschaften
in Sachsen . Diel Mehrheit der Bevölkerung in Sachsen
und Thüringen ist nun einmal sozialistisch eingestellt . Sie
will von einem Umsturz der Verfassung nichts wissen und
befürchtet von jenen illegalen, rechtsradikalen Organisa¬
tionen das Schlimmste für die Verfassung und für den
Bestand des Reiches. Es g i l t a l s o , erst einmal diese
Befürchtungen zu zerstreuen . Dann aller¬
dings wird mit allem Nachdruck und mit aller Energie
'dafür gesorgt werden müssen , daß auch in Sachsen die ge¬
setzlichen Bestimmungen und die unter dem Ausnahme¬
zustand erlassenen Anordnungen des Reichskabinetts
bezw. des Reichswehrministers beachtet und durchgeführt
werden .

Gleiches Recht für alle und Wiederherstellung der
Ordnung in a l l e n Gebieten, wo diese Ordnung bedroht
ist ! Das ist innerpolitisch die Forderung der Stunde .
Und es scheint , daß die Reichsregierung, vor alleni aber
der Reichswehrminister .Herr G e ß I e r , der damit gleich¬
zeitig einen großen Teil der gegen ihn erhobenen Vor¬
würfe entkräften würde , entschlossen ist , dieser Fordernna
gerecht zu werden .

Die Ikrise des besetzten
Gebietes

Eine bevorstehende Rede des Reichskanzlers
Die Reichsregierung ist gezwungen , mit dem Ablauf dieser

Woche die finanziellen Nntcrstützunqcn für das besetzte Gebiet ,
vor allem für das Ruhrrevier , einzustellen. Sie hat, wie ge¬
meldet , durch den Geschäftsträger d. Hoesch dem französischen
Ministerpräsidenten amtlich davon Mitteilung machen lassen,
daß sie auch nicht in der Lage sei, die von der französischen Re¬
gierung geforderten Reparationskohlenlieferungen zu bezahlen .
Per Versuch, die Mitwirkung der Besatzungsbehördeu bei
einem Arrangement über die Wiederaufnahme der Arbeit z >
erlangen , ist ebenso erfolglos geblieben wie die Bemühungen
der Zechenbesitzer, in unmittelbaren Verhandlungen mit
General Degoutte die Voraussetzungen für den Wieder¬
beginn der Produktion zu schaffen. Die Konsequenzen dieser
Situation können gar nicht ernst genug ausgedacht werden . Du
Reichsregierung glaubt jedoch, daß keine Möglichkeit besteht,
ihnen zu entgehen , da die finanzielle Lage bell Reiche» jrtzr.
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Kompromltz ausschließt. ■Die CeMtatttwrtttag . . füt . die kata¬
strophale Entwicklung, die sich hieraus für das besetzte GÄbiet
unter Umständen ergibt, trägt also die französische Regierung .
LaS Kabinett Strefemany hat sich bis zuletzt bemüht, eine Lö» .
fung zu finden, die auch für die Gegenseite akzeptabel gewesen
wäre . Sie ist aber von vornherein auf ein starre» Rein ge¬
stoßen.

Das Reichskoibinrtt» das sich am Urei tag mit den sächsischen
Angelegenheiten beschäftigt hat . wird , wie wir hören , heute ab-
schließend zu der außenpolitischen Lage Stellung nehmen und
dann wird wohl der Reichskanzler in einer öffentlichen Rede,
in der er die Bemühungen Deutschlands um eine verständige
Lösung des Konfliktes darlegen wird, auch die Schuldfrage vor
aller Welt klarstellen.

*
Wie aus Köln gemeldet wird, hat die Eisenindustrie im Ruhr¬

revier weitere Verkürzungen der Arbeitszeit und darüber hin¬
aus umfangreiche Entlaflnngen von Arbeitern und Angestellten
beschlossen. Da der Bergbau , sicherem Vernehmen nach , ähn¬
liche Maßnahmen vorbereitet, so scheint das Ruhrrevier — und
in den Industriegebieten des Rheinlandes wird die Entwicklung
sich ähnlich vollziehen — jetzt tatsächlich unmittelbar vor der
Stillegung des Hauptteiles seiner gesamten Schwerindustrie zu
stehen . Welche Folgen das für Millionen von Arbeitern und
Angestellten haben muß , darüber kann man sich kaum eine zu
schwarze Vorstellung machen .

Ihre letzte Zuspitzung hat die Wirtschaftsnot des besetzten
Gebietes durch das halsstarrige Beharren PoincareS auf seiner
Forderung der sofortigen Wiederaufnahme der Kohlenlieferun -
gen erhalten . Da die Reichsregierung sich außerstande siebt,
diese Lieferungen zu finanzieren und da die Industrie erklärt ,
daß sie angesichts der Erschöpfung ihrer Mittel und der Un¬
möglichkeit für die unter dem Zugriff der Wesahungstrupven
stehenden Werke irgendwelchen deutschen oder ausländischen
Bankkredit zu erhalten , die Reparationskohle unmöglich ohne
Bezahlung liefern könne , so liegt die Konseauenz der Still¬
legung der Schwerindustrie in der geraden Linie der Durch¬
führung der fianzösischen Politik . Nach weiteren Meldungen
aus Köln, nimmt man dort an , daß die Reichsregierung das
Letzte tun werde, um das Rheinland und das Ruhrrevier für
Deutschland zu retten , aber es> dränge sich die Frage auf , ob
nicht ganz unabhängig von dem Willen der Regierung die
Dinge einer Entwicklung zutreiben , die das besetzte Gebiet mehrund mehr auf sich selbst stellt und die Politik der Regierung
gegenüber dem besetzten Gebiet aushöhlt . Wie weit es über¬
haupt noch möglich ist, den weiteren Gang der Ereignisse von
Grund aus zu meistern, steht dahin ; auf alle Fälle aber mußvermieden werden, daß es zwischen dem besetzten Gebiet und
der Reichsregierung zu irgendwelchen Mißverständnissen kommt.
Sicherlich wird auch die Regierung von der Notwendigkeit durch¬
drungen sein, den Kontakt mit den Vertretern der Bevölkerung
des besetzten Gebietes gerade jetzt und unvermindert aufrecht
zu erhalten .

Die inneren Ikontttkrte im lkeicb
Bayern gegen den Rcichswehrminister

Bayern hat jetzt durch seinen Gesandten in Berlin t>. Preger
erklären lassen , daß die Bayerische Regierung wogen der Ent -
Wicklung des Falles Loffow sich veranlaßt sehe, den amtl . Ver¬
kehr mit dem Reichcwehrminister Dr . ttzeßler abzubrechen» da
ihr ein gedeihliches Zusammenarbeiten mit ihm als unmöglich
erscheine . Mer die Vorgeschichte dazu berichtet die „Franks .
Ztg .

" aus Berlin :
Wegen Angriffen auf den Chef der Heeresleitung General

b . Seeckt , dessen nationale Zuverlässigkeit im ^völkischen
Wecüachter " angozweifelt wurde, wandte sich die Reichsregie-
rung zunächst an Herrn v. Kahr mit dem Ersuchen, einzu-
fchreiten, erzielte aber nur , daß Herr v . Kahr das völkische
Organ verwarnte . Darauf sprach der Reichswehrminister als
Anhalber der vollziehenden Gewalt das Verbot des „Völkischen
Beobachters" aus . Als das Blatt trotzdem weiter erschien , er-
gini vom Reickswehrminister der Befehl an den Militärbe -
fchlshäber in München, den General v. Loffow, seinerseits das
Verbot auszusprechen. General von Lossow hat daraufhin in
einem offenen Telegramm an den Reichswehrminister erAärt ,
daß das Verbot des „ Völkischen Beobachters"

„weite vaterlän¬
dische Kreise in Bayern " verstimmen würde , hat die Durch¬
führung des Verbots abgelehnt und zugleich erklärt , daß er
generell für die Zukunft es ablehne, irgend etwas zu tun , was
ihn in Konflikt mit den bayerischen Behörden bringen könnte.
Dies stellte den Tatbestand der offenen Meuterei dar . Der
Chef der Heeresleitung , General v . Seeckt , teilte Herrn v . Los¬
sow mit , daß er nach -dem Vorgefallenen sein , des Chefs, Ver¬
trauen nicht mehr besäße, und ersuchte ihn, hieraus die Kon¬
sequenzen zu ziehen, d. h . seinen Abschied zu nehmen . Herr
v . Lossow folgte dem Ersuchen des Herrn v . Seeckt nicht , son¬
dern wandte sich an den bayerischen Ministerpräsidenten Herrn
v . Knilling. Dieser ließ der Reichsregierung gegenüber er¬
klären, es handle sich in dom ganzen Falle um keine militärische
Frage , sondern um eine politische ; General o . Lossow sei In¬
haber der vollziehenden Gewalt und habe in dieser Eigenschaft
zu prüfen , ob die Maßnahmen , die er zu ergreifen habe, poli-
tisch tragbar seien. Die Reichsregierung tat trotzdem noch
ein übriges : Auf Anregung eines hohen bayerischen Offiziers
begab sich Reichswehrminister Geßler persönlich nach Äugs -
burg zu einer Zusammenkunft mit dem General Ereß v . Kres-

!
enstein , der früher im Meichswehrministerim tätig war und
etzt einen militärischen Posten in München bekleidet. Der

General von Kretz nahm in dieser Unterredung Bezug auf
den Brief eines höhen Militärs , worin die Anschauung aus¬
gesprochen war , daß bei dem gegenwärtigen Stand der Dinge
dem Reickwehrminister nur zwei Möglichkeiten übrig blie¬
ben : entweder vollkommener Rückzug des Reichswehrministers
oder der vollkommene Bruch Bayerns mit dem Reich . Dr . Geß.
ler betonte in Gesprächen, daß er selbst Bayer sei und bitte ,
mit der Ankündigung des „Bruches" mit dem Reich nicht leicht¬
fertig zu spielen. Wenn dem Reick der Bruch aufgezwungen
würde , müßte man sich in Bayern der außerordentlichen Kon¬
sequenzen bewußt sein , die ein solches Vorgehen nach sich
ziehen würde . General v . Kreß kehrte nach München zurück
und besprach die Angolegenheit mit General v . Lossow . Das
Ergebnis dieser Unterredung war jedoch negativ . Mer diese
rein privaten Einigungsversuche machte von Loffow Knilling
und v. Kahr Mitteiiungen . v. Kreß zog aus dem Vertrauens ,
bruch des Generals v . Lossow die Konsequenz, seinerseits als¬
bald um seinen Abschied einzukommen. Die bayerische Regie-
rung hingegen nahm die Mitteilungen des Generals v . Los¬
sow zum Anlaß , um daraus den Schluß zu ziehen, daß die
Reichsregierung strenge Maßnahmen gegen Bayern ergreffen
wolle. Dem bayerischen Gesandten in Berlin versicherte der
Reichskanzler, -daß die Reichsregierung keinen Konflikt mit
Bayern wisile . Daraufhin hat die bayerische Regierung amt -
sich erklären lassen , daß sie angesichts der Drohungen ■ des
- leichswehrministers Geßler , den amtlichen Verkehr mit ihm

.abbrechen müsse . - Mährend die ^Bayerische Staatszeitnug "
sich noch darauf -beruft , daß an amtlicher- .Stelle in München
von dem Beschluß der Reichsregierung über die Abberufung
des Generals von Loffow nichts bekannt fei, geht die übrige
Münchener Presse mit den schärfsten Drohungen gegen den
Reichswehrmimster vor . Auch die offiziöse „Korrespondenz
Hoffmann " betont , es könne für Bayern nach diesem Vorgehen
auch bei aller Zurückhaltung schverlich etwas anderes in Frage
kommen» als die Forderung des Rücktritts des Reichswehr¬
ministers . Der „Völkische Beobachter" entschuldigt sich übri¬
gens . Er erklärt : „Eine Absicht der persönlichen Beleidigung
habe ihm ferngelegen.

Sachse« und das Reich
Nach Berliner Meldungen äußerte man sich in politischen

Kreisen der Wilhelmstraße über b .e Rede des Ministerpräsi .
denten Dr . Zeigner im sächsischen Landtag mit ungewöhnlicher
Schärfe . Es wurde gesagt, der sächsische Ministerpräsident habe
eine Reihe von Unwahrheiten , Entstellungen und Übertreibun¬
gen ausgesprochen. Er habe im wesentlichen nur sein altes
Material gegen die Reichswehr vorgelegt, das durch die Wie¬
derholung nicht beweiskra>tiger wird . Dieses Material sei

-vielleicht geeignet, ausgesprochen linksradikalen und ausländi¬
schen Interessen zu dienen, es sei aber außerordentlich bedenk¬
lich für das Reich und seine Außenpolitik.

Die der Regierung nahestehende „Dresdener Volkszeitung"
nennt das zweite Schreiben des Generals Müller einen voll¬
kommenen Rückzug . Die Drohungen hätten sicherlich das Licht
der Welt überhaupt nicht erblickt, wenn der Reichsminister des
Innern in den letzten Tagen nicht durch anderweitige Reichs¬
geschäfte außerhalb Berlins verpflichtet gewesen wäre . In
dem Artikel heißt es weiter : „Soweit wir unterrichtet sind , hat
man die feste Absicht» auf dem Wege der Verhandlungen mit
Sachsen zu einer Einigung zu kommen. Hierbei muß selbst¬
verständlich auch die sächsische Regierung die notwendigen Zu -
geständniffe machen und wir glauben aus guten Gründen an¬
nehmen zu dürfen, daß sie das in notwendigem Maße tun
wird." Für die Regierung Zeigner fanden in Dresden 10 große
Maffenversammlungen der Dresdener Arbeiterschaft statt, in
denen die Minister Heckert und Böttcher und der Abg. Fellisch
sprachen . Es wurde in sämtlichen Versammlungen eine Re¬
solution angenommen für die Einheitsfront » für den Gedan¬
ken der gänzlichen Einigung und gegen die Reaktion, den Fas¬
zismus , die Militärdiktatur und den Belagerungszustand .

*
Bei der Aussprache im sächsische Landtag erklärte der kom¬

munistische Abgeordnete Schneller, daß das Ultimatum an die
sächsische Regierung des Generals Müller im Einverständnis mit
dem Reichspräsidenten, dem Reichskanzler und dem Reichswehr¬
minister ergangen sei und daß der Zivilkommissar Meter , der
von dieser Tatsache gewußt habe, es pflichtwidrig Unterlasten
habe, die Regierung davon zu unterrichten ; ferner stehe fest,
daß der Zivilkommiffar mehreren rechtsstehenden! Sozialdemo¬
kraten, u . a . dem Abg. Bethge, davon Mitteilung gemacht habe.
Rechtsstehende Sozialdemokraten hätten anschließend einen
Borstotz gegen die Regierung unternommen .

Darauf gab die sozialdemokratische Fraktion eine scharfe Er -
klärung ab dahingehend, daß die kommunistischen Anschuldigun¬
gen und Verdächtigungen gegen einzelne Mitglieder der Frak¬
tion völlig unbegründet seien. Sie protestiere gegen ein solches
Vorgehen, das nach außen hin wie eine Schwächung der Regie¬
rungskoalition angesehen werden könnte. Der Ministerpräsi¬
dent erklärte, er habe nunmehr durch Anfrage beim Zivilkom¬
miffar festgestellt , daß ihm Meier während der vorgestrigen
Sitzung persönlich mitgeteilt habe, ein ultimativ gehaltener
Brief des Generals Müller sei unterwegs , der im Einverständ -
nis mit der Reichsregierung geschrieben worden sei. Ec, Dr .
Zeigner , habe diese Bemerkung überhört . Der kommunistische
Redner deckte die Affäre mit der sozialdemokratischen Fraktion
vorläufig wenigstens zu, indem er meinte , die ganze Sache
bleibe nach wie vor mysteriös.

ch
In einer Berliner Korrespondenz der „Franks . Ztg ." wird

die Hoffnung ausgesprochen, daß der sächsische Konflikt keine
weiteren Folgen nach sich ziehen wird, wenigstens dann , wenn
man in Dresden die Nerven behält. Die Vermutung , daß der
General v. Müller — sozusagen als Gegengabe für General v.
Loffow — seines Postens enthöben werde, treffe nicht zu. Die
Reichsregierung habe dafür umsoweniger Anlaß , als Minister¬
präsident Zeigner ihr telegraphisch milgeteilt habe, daß sein
Verhältnis zu General Müller sehr gut sei. Auf der einen Seite
werde freilich auch das Ultimatum , das der General gestellt
habe, die Reichsregierung zu keinen weiteren Maßnahmen in
Sachsen veranlassen. vor allem wird betont, daß von irgend
einer Reichschiekutive gegen Sachsen keine Rede sein könne . Ausder anderen Seite glaube die Reicksregierung , daß die Un¬
sicherheit der Verhältnisse in Westsachsen die Beilegung dieses
Landesteils mit stärkeren militärischen Truppen notwendig
mache, und wird deshalb in den nächsten Tagen größere Abtei¬
lungen nach Westsachsen dirigieren . In Westsachsen betätigt
sich eine kommunistische Betriebsrätezentrale , die durch ihre
Agitation die Bevölkerung stark beunruhigt . Auch glaubt die
Reichsregierung mit der Gefahr rechnen zu müssen , es könnten
bewaffnete Verbände von Bayern aus versuchen, nach ihrer
Weise in Sachsen Ordnung zu stiften. Aus allen diesen Grün¬
den hat sich der Reichswehrminister im Einvernehmen mit dem
sächsischen Regierungskommiffar , dem sozialdemokratischen Abg .
Meier und mit dem Reichsminifter des Innern , Sollmann , ent-
schloffen, stärkere Verbände nach Westsachsen zu legen.

politische Neuigkeiten
Keine Aufhebung des militärischen Ausnahme¬

zustandes
Wie die „Voff . Ztg .

" schreibt , stand die Reichsregierung vor
der Wahl, den militärischen Ausnahmezustand ganz aufzu -
heben oder aber zu versichern , ihn so wie ursprünglich gedacht ,im ganzen Reich durchzuführen. Die Entscheidung ist zugun¬
sten der weiteren Durchführung deS Ausnahmezustandes ge¬
fallen . Dementsprechend hat auch der Reichspräsident den so¬
zialdemokratischen Abgeordneten Hermann Müller und WelS
erklärt, daß gegenwärtig eine Aufhebung des militärischen Aus¬
nahmezustandes nicht möglich sei .

Vom Abbau des Beamtentörpers
Freitag nachmittag fand im Reichministerium des Innern

zu Berlin eine Besprechung der Vertreter der Regierung mit
den Beamtenspitzenorganisatiouen über eine Neuregelung der
Arbeitszeit der Beamten statt . Hierbei nahm der Vorsitzende,
Ministerialdirektor Dr . Falsch , Gelegenheit , den in Beamten¬
kreisen umlaufenden Gerüchten über den Inhalt der Beamten -
ahbanverordnung entgegenzutreten . Er wies daraufhin , daß
die Verordnung vom Rkichsfinanzmiaisterium ausgcarbcitet
und am kommenden Mittwoch mit den Beamtenorganis rtioue»
besprochen werden würde . Wenn der Inhalt des Entwurfes
zurzeit auch noch geheim sei , so halte er sich doch für verpflich¬tet, der Behauptung , als sollten 50 Proz . der Beamten abge-
tbaut werden , cntgegenzu ' rcten . Eine Verringerung des We-
amterilkörpers auf die Hälfte habe in keinem Abschnitt der
Verhandlungen in Frage gestanden. Der Abbau könne nicht

tv enfferud diese . Höhe erreichen. .- -,-Kuch,sei-das Gerücht, - 1«»um Mbau gelangenden planmäßigen Beamten ohne An¬geld und ohne Ruhogehait entlaffen würden , unzutreffA .Ein solcher Gedanke sei zu keiner Zeit erwogen worden . SS1 Verhandlungen über die Neuregelung der Arbeitszeit '
hrurha

"
auf den kommenden Mittwoch vertagt , da die Beamtenorvö ? !
sationen ihrerseits Wert darauf legen, daß ihnen der am näck-sten Dienstag vom Reichsrat zu verabschiedendeEntwurf rina»,Arbeitszeitgesetzes für die gewerblichen Arbeiter und ä lUl̂

*3
stellten vorgelegt wird .

" •

Die Beamtenbesoldung
Wie aus Berlin gemeldet wird , erhalten die Beamten mitidem Freitag ein volles Oktobergehalt auf der Grundzahl ein--» -

-Meßziffer von 63000 abzüglich der am 1 . Oktober geleisteten i
Zahlungen . Die Meßzahl ist folgendermaßen zustandegekommen : Am 1 . Oktober wurde auf Grund der Meßzahl 7vgndas Beamtengehalt bezahlt , für das dritte Oktoberdrittel -mm . '
«uf Grund der Meßzahl W 000 -nachgezahlt werden ; abzüglich '
der am 1 . Oktober gezahlten 7000 ergab sich eine Meßzahl vo»28 000 für die Nachzahlung. In einem Rundtelegramm hatnun die Reichsfinanzverwaltung bestimmt, daß die am 18. Ok.tobet fällige Nachzah ung verdoppelt wird. Das gibt für di»
Nackzcchlung eine Meßzahl von 56 000 . Mit der am 1 . Cff.tobet gezahlten Meßzahl von 7000 errechnet sich daraus eine
Meßzochl von 68 000 .

Weiter wird aus Berlin berichtet : Am Donnerstag fandenim Meichsfinanzministerium Verhandlungen mit den Spitzen-vevbänden der Beamten , Angestellten und Arbeiter statt. DieLohnmeßzahl für die Arbeiter soll in der dritten Öktoberwoche
endgültig eine Million , die Meßzahl für die Beamtengehälterim dritten Oktoberviertel 150 000 betragen .

Die neue» Sätze für die Erwerbslosen «
Unterstützung

Die wochentäglichen Unterstützungssätze für Erwerbslose in,«nbesetzten Deutschland betragen von 15. bis 20. Oktober inder Ortsklaffe A in Millionen Mark : für Männer über 21
Jahre 1200 und unter 21 Jahre 720, für Frauen über 21
Jahre 660 . unter 21 Jahre 560 , Familienzuschläge für Ehe¬
gatten 440 , für jedes Kind und jedes sonstige unterstützungs-
berechtigte Angehörige 360 . In der Ortsklasse 6 sind zu zah-len sür die gleichen Gruppen 1120, 670, 900, 520 , 410 , 340 ; in
Ortskaffe C 1040 . 620 , 840 , 480 , 380 . 320 ; in Ortskasse D
und E 960 . 570 , 780 , 440, 350 . 300 . Familienzuschäge werden
bis zum Betrage der doppelten Sauptunterstützung gewährt.Die bisherige Unterscheidung zwischen Personen über 21 Jah¬ren mit eigenem Haushalt oder in fremdem Haushalt fällt
weg.

Im besetzten Gebiet ist für die Hauptuntorstützungs -empfän-
ger für den 16 . und 16. Oktober das doppelte und ab 17 . Ok¬
tober des Ursache der vorstehenden Tagessätze zu zahlen ; für
die Woche ergibt sich das Zehnfach- dieser Tagessätze, also in
Ortsklaffe A 12 000 , 7200 , 9600, B 11200 , 6700 . 5200 , C
10 400. 7200, 8400, 4800 . v und E 9600 , 5700, 7800, 4400.
Die Höhe der Familienzusckläae ist die gleiche wie im unbesetz¬
ten Gebiet . Die Borfchüffe die nach den ffüheren Bekannt¬
machungen des Arbcitsministeriums sowohl im besetzten wie
unbesetzten Gebiet gezahlt werden dürfen , sind auf die ge.
nommenen Beträge anzurechncn . Die Auszahlungen haben
spätestens in der ersten Hälfte der kommenden Woche zu cr«
folgen.

Ikrurze Macdricdten
Die nächste Plenarsitzuna des Reichstags findet voraussicht¬

lich am Freitag , den 26 . Oktober statt.
Die Bestimmung des Goldzollaufgelds. Vom 24. Oktober

ab kommt die besondere Festsetzung des GollHollaufgcldes in
Wegfall . Für die Zahlung der Zölle gilt dann ebenfalls der
GoÄmmrechrmngssatz für die Reichssteuern . Die Höhe dieses
Umrechnungssatzes richtet sich nach dem letztvorhergehendcn
amtlichen DollarkurS in Berlin .

Eine Kartoffelum ' age in Bahern . Generalstäatskommiffar
v . Kahr ordnete mit -sofortiger Wirkung für das rechtsrheinische
Bahern an , daß jeder Landwirt , der Herbstkartoffeln angebaut
hat , verpflichtet ist, bis zum 17. November 30 Prozent der ge¬
samte« Kartoffelernte an Verbraucher und zum Kartoffelhan¬
del zugslaffene Personen in Bahern abzuliefern , widrigenfalls
Enteignung erfolgt , Zuwiderhandlungen werden mit Ge¬
fängnis und Gr bestraft .

Wegen des 1>o . , . ils auf den Kommerzienrat Fränkel in
München fand vor dem iSchöffengericht die Verhandlung gegen
vier Nationalsozialisten statt . Sie halben- Kommerzienrat
FränkÄ auf der Straßenbahn ohne jeden Anlaß beschimpft
und schwer mißhandelt , namentlich der Schlosser Sußbauer
und ferner ein Kaufmann -Max Weber . Gegen Weber konnte
nicht verhandelt werden , da er wegen Krankheit nicht erschie¬
nen war . Das Gericht verurteilte Sußbauer wegen einfacher
und gefährlicher Körperverletzung zu einem Monat und einen
Tag Gefängnis , die drei weiteren Angeklagten zu ein biS
sieben Tagen Gefängnis wegen Beleidigung . Die Unter¬
suchungshaft wurde nicht angcrechnet. -

Groß itauische Propaganda in Ostpreußen . Am Montag
morsten sind in Tilsit und in den Orten der Umgebung massen¬
haft Flugblätter angeschlagen und verteAt worden , die sich an
die Bewohner Ostpreußens wenden und unterzeichnet waren :
„Das Komitee zur Rettung Ostpreußens ." Aus dem Inhalt
ergibt sich, daß es sich um grotzkitouiscke Propaganda zur LoS-
Wsung Ostpreußens und Einverleibung in Litauen handelt .

Schlüffelzahlen im graphischen Gewerbe. Die Schlüffelzahl
für das deutsche Buchdruckgewerbe beträgt 90 Millionen am 19.
Oktober. Die Schlüffelzahl des Vereins Deutscher Zeitungs -
Verleger beträgt für Anzeigen vom 20 . bis 26. Oktober 2 Mil¬
lionen . Der Buchschlüffrlzahl ist am 20. Oktober 3 Milliarden ,

Wadtscke Nebersickt
Polizeibefehlsgewatt in den Stadtgemeinde «

Bei der Verschlechterung der wirffchaftlichen Lage des Vol¬
kes wachsen naturgemäß die Gefahren für die allgemeine Si¬
cherheit . Die Bewohner vieler Gemeinden richten dieserhalb
an die Staatsregierung die Aufforderung , sür besseren poli¬
zeilichen Schutz Sorge zu tragen . Mitunter kommt es sogar
vor, daß derartige Gesuche von Gemeindeverwaltungen selbst
unterstützt werden . Das Ministerium des Innern hat schon
seit Jahren auf die unzulänglichen polizeilichen Institutionen
in jenen Gemeinden aufmerksam gemacht, in welchen die poli¬
zeiliche Zuständigkeit dom Gemeindehaupt zusteht. Gleich -
wohl hat man sich nur in wenigen Orten bemüht, sür ein«
gute Polizeiorganisation zu sorgen ; anstatt zu Polizerbcam -
ten ortsfremde Leute mit entsprechender Ausbildung zu neh¬
men , greift man bei der Wahl gewöhnlich auf einheimisch »



. . « aHert - darm im» Ort etwas .- so ist .der erste W-«
AEndarmevieposten. otwohl dieser instruktionsgemäß tu.

»U
!L Ib i)er Gemeinden nur einzugreifen hat . wenn di« OrtS-

Itiei vor unüberwindbare Aufgaben gestellt ist. Kommt in

Antt solchen Gemeinde eS zu Schlägereien oder zu sonstigen
aLJtalttn dann glaubt die Bevölkerung. daß ein Eirvschrci-

«»nbiergege
'
n lediglich Sache der staatlichen Organe sei. Da .

«L jotnrnen dann auch die fortgesetzten Magen in der Presse

«ber unzulänglichen polizeilichen Schutz auf dem Lande,

« ürden die Kritiker sich einmal die Gemeindeordnung näher

. »sehen und beachten, wem die Polizeihoheit in den Ge¬

meinden zusteht und würde man weiterhin beachten, wie frü -

ltt in normalen Zeiten die Gemeindehäupter über ihre Po.

lizeih ^heit geradezu eifersüchtig wachten, , d<rnn unterblieb

manche gegen die Staatsregierung gerichtete Mage .
Bei Störungen der öffentlichen Ordnung sind in den Städ -

len mit Staatspolizei die staatlichen Polizeidirektionen am.

tierende Behörde; in allen anderen Städten und Gemeinden

aber obliegt die polizeiliche Aufgabe für 'den Schutz der öf¬

fentlichen
'Sicherheit der Gemeindeverwaltung . Selbstver -

Ländlich hat der Staat die Verpflichtung , bei Störungen der

öffentlichen Sicherheit größeren Umfangs den Gemeindever¬

waltungen auf Anruf Hilfe zu schicken , sei es . daß die Orts -

poiizei dann durch Gendarmerie verstärkt wird , ober aber Si -

checheitspolizei zu Hilfe kommt. Die Durchführung des Aus -

nahmezustandes z . B . obliegt in den Gemeinden ohne Staats -

Polizei den gemeindlichen Ortspolizeibehoeden ; dem Verbot

öffentlicher Versammlungen unter jreiem Himmel hat somit
das Gemeindeoberhaupt Geltung zu verschaffen. Wo dies

nicht geschieht, kann es, sofern der Ausnahmezustand der Be-

fehlsgewalt der Reichswehr übertragen ist, von dem komman¬
dierenden General zur Rechenschaft gezogen werden . Daraus

ergibt sich, wie unsinnig es fft, Klage darüber zu führen , wenn

ha und dort in den mittleren Städten des Landes unter Miß¬
achtung des Versammlungsverbots öffentliche Versammlun¬
gen stattfinden . Solche zu verbieten , steht dem Oberhaupt der
Gemeinde und nicht der Landesregierung zu , vorausgesetzt
natürlich, daß durch die Abhaltung solcher Versammlungen
in der jetzigen Zeit eine Gefahr zur Störung der allgemeinen
Ordnung erblickt wird .

Reichstagsabgeordneter Dr . L. Haas
über die Lage

In einer Mitgliederversammlung der Demokratischen Par¬
tei in Karlsruhe sprach am Freitag Abg . L. Haas über die
politischen Ereignisse der letzten Zeit .

Es war ein historischer überblick über die verhängnisvolle
Entwicklung , seit dem Beginn des passiven Widerstandes bis
zur heutigen Situation . Der Redner wies darauf hin, daß die
Menschen im allgemeinen ein sehr kurzes Gedächtnis, auch für
ihre eigenen Handlungen haben und erinnerte daran , mit wel¬
chem Überschwang verschiedentlich das Kabinett Cunc» begrüßt
worden sei, den die Universität Breslau sogleich zum Ehren -
dokwr der Medizin ernannte , „weil er das deutsche Volk der
Gesundung zugeführt habe"

. Kritik am passiven Widerstand
aber dürfe auch nur der üben, der von vornherein dagegen
Siellung genommen habe. Es gab Leute, welche sagten, ent¬
weder Erfüllungspolitik oder Maßnahmen in , der schärfsten
form dagegen bis zur Mobilmachung östlich der Elbe . Da¬
zwischen gebe es nichts Brauchbareres . Diese Leute nannten
den passiven Widerstand eine Politik der Mutlosigkeit, bei der
man sich zwar sehr mutig gebärden konnte, ohne aber nach der
einen oder anderen Seite das Äußerste einzusetzen . Auch
zur Erfüllungspolitik gehörte Mut , aber es sei zweifelhaft , ob
das deutsche Volk, das schon so viele Erfahrungen machen
mußte, daraus gelernt habe und der Politik Wirth
nun Gerechtigkeit widerfahren lasse . Man gebe doch
offen zu , daß die Berhältniffe vielfach stärker sind
als die Menschen . Vor allem müßten sich verschie¬
dene Kreise der Volksportei sagen, daß sie früher mit ihrer
kritiklosen Opposition großes Unrecht begangen haben . Der
passive Widerstand sei auch von der sozialdemokratischen Partei
vertreten worden und selbst die kommunistischenArbeiter haben
sich daran beteiligt. Von England seien gewisse Hoffnungen
erweckt worden. Es sei aber sicher, daß wenn wir ihn in der
ersten Woche abgebrochen hätten , dann in England gesagt wor¬
den wäre, Deutschland hätte ihn noch einige Zeit fortsetzen müs¬
sen, dann wäre der Augenblick gekommen, in dem England Hilfe
hätte leisten können (Sehr richtig ! ) . Zweifellos gab es eine Zeit ,
in der England den passiven Widerstand wollte, es, gab aber
auch eine Zeit, in der die Negierung Cuno wußte , daß auf
England nicht mehr zu rechnen war , und dann hätte sie auf
jeden Fall mit dem passiven Widerstand Schluß machen müssen.
Im weiteren zeigte der Redner, wie es zum Abbruch dieses
Widerstandes kommen mußte , der finanziell einfach nicht mehr
zu tragen war und auch in moralischer Hinsicht zu allerschwer¬
stem Schäden führte . Es bildete sich der Begriff des „Cuno-
rentners ", Betriebe druckten Notgeld und kauften für die in
Reichsmark erhaltenen Kredite Devisen in Holland , so daß das
Reich bei seinen Stützungsaktionen diese sozusagen wieder zu¬
rückkaufen mußte und den mit den Krediten Bedachten vielfach
riesige mühelose Gewinne zufielen .

Im weiteren schilderte Abg . Haas die letzten Kab 'nettskrisen .
Trotz seiner breiten Basis habe das Kabinett Stresemann eine
innere Schwäche , die in der geistigen Erstellung eines erheb¬
lichen Teils der Mitglieder der deutschen Bolkspartei liege.
Und deshalb sei zu befürchten, daß wir aus einer Krisis in die
andere getrieben wurden. ES sei selbstverständlich, daß Strese -
mann dadurch einen sehr schweren Standpunkt habe. Dabei
setzte sich der Redner noch mit einem Artikel der „Badischen
Presse " auseinander , der gegen die Mitglieder des Reichstags
allgemein ganz ungerechtfertigte Vorwürfe erhoben habe. Es
fehlten in der üetr . Sitzung , die schließlich vertagt wuroe , weit
chan eine sichere Mehrheit für das Ermächtigungsgesetz wollte,
esitenttich nur eine größere Anzahl Zentrumsabgeordneter , die im
Rheinland weilten, wo ihre Anwesenheit sehr dringend not¬
wendig war . Von der demokratischen Partei fehlte nur Abg.
Bernstorff, der im Haag bei den Verhandlungen der inter¬
parlamentarischen Union anwesend war und der erkrankte Abg.
Sivkovich. Es sei ein gefährliches Spiel in solcher Weise und
m solcher Zeit das Ansehen einer gesetzlichen Instanz wie des
Reichstags, zu untergraben .

Der Redner kam dann auf das Ermächtigungsgesetz zu
sprechen. Den mit der elementaren Kraft von Naturereignis¬
sen sich vollziehenden Dinge müsse eine Paroli geboten werden
und dazu bedürfte es größter Schnelligkeit und unbebingler
Festigkeit gegen alle einseitigen Jntereffentenforderungen .
Jjj* gehe jetzt um Leben oder Sterben des deutschen Volkes.
Es gibt keinen Weg der Rettung , der n'cht allen Berufsgruppen
ll»d uns allen weh tut . In eingehenden Ausführungen kam
daun der Redner auf die verschiedenen wirtschaftlichen Pro -
Kcme

,äu sprechen, wobei er eine Reihe intereffanter ParallcLen
tog . So wies er darauf hin, daß auch unter den Bergarbei¬

tern daLber Einheit,herrsche - ,daß der -'schematische Achtstun¬
dentag nicht haltbar sei. Es - sei ein großer - Unterschied, ob
einer acht Stunden schwer zu arbeiten habe oder in dieser Zeit
nur dienstbereit sein müsse . Was für ein Ünterschied kei zwi¬
schen der Arbeit eines Bergarbeiters und der . eines Pförtners
im Bergwerk ! Weiter ging der Redner auf das bayerische und
LaS sächsische Problem ein . Es müsse hier gleiches Recht gelten.
Auch die Bayern muffen das Reich , wenn sie ihm treu sein
wollen , wie sie behaupten , so nehmen wie es ist. Abg. Dr .
Haas zeigte frfcann die Gefahren einer Auflösung des Reichs .
Dadurch würde die Katastrophe nur noch schlimmer» denn
Frankreich würde nicht die Einzelstaaten schone», sondern sie
noch mehr bedrücken . Aus der Stickluft der entstehenden
Kleinstaaterei würden sich gerade die besten Geister mit aller
Gewalt wieder heraussehnen . Eine Medermeieridylle würde
jedenfalls nicht so eintreten , wie sie Einige erhofften . Die Auf¬
lösung des Reichs wäre aber nicht nur ein moralischer, son¬
dern auch ein materieller Verlust. In prächtigen Ausführun¬
gen forderte schließlich der Redner auf , alle mit dem unbeug¬
samen Willen zu erfüllen , daß das Reich erhalten werde.

Die Viehhaltung der landwirtschaftlichen
Großbetriebe in Baden auf Ende 1822

Anläßlich der Viehzählung am 1 . Dezember 1922 wurde in
den landwirtschaftlichen Großbetrieben des Landes ein Vieh¬
bestand von 10 900 Stück ermittelt . Im einzelnen wurden ge¬
zählt : 1000 Pferde , 3576 Stück Rindvieh — darunter 2020
Stück Nutzvieh und 1441 Milchkühe — 2090 Schweine und
4160 Schüfe. Der Pferdebestand der Großbetriebe macht rund
1 )4 Prozent des Pferdsbestandes des Landes aus . In ähn¬
lichem Verhältnis steht die Fläche der Großbetriebe zur ge¬
samten landwirtschaftlichen Fläche des Landes . Im einzelnen
schwankt die Pfcrdezahl zwischen 4 und 37 Stück. Einen Rind¬
viehbestand von über 100 Stück weisen 3 Hofe auf ; bei 25 Be¬
trieben schwankt die Zahl zwischen 50 und 229 , 44 weisen einen
Bestand von 25—20 auf und 14 von 25—0 Stück. Viehlose Be¬
triebe , wie manchmal behauptet , gibt es unter den großen
Höfen nicht . Allerdings beträgt der Rindviehbestand der gro¬
ßen Höfe zusammen nur 14 Prozent des Wiehstandes des Lan .
des. Auch der Schweincbestand bleibt hinter dem Landes¬
durchschnitt zurück . Die Zahl der Schweine beträgt bei den
einzelnen Betrieben zwischen 4 und 129. Wir gehen wohl
nickt fehl, wenn wir in dem 'Mangel an billigen Kraftfutter¬
mitteln eine Hauptursache des Rückganges der Vieh- und
Schweinehaltung erblicken . Überraschend groß fft die Zahl der
Schafe, die auf den großen Gütern gehalten werden . Land¬
wirtschaftliche Großbetriebe mit Schafhaltung wurden insge¬
samt 32 festgestellt , darunter 4 Betriebe mit 200 und mehr
Schafen . Der Schafbestand der großen Güter macht 6 .3 Proz .
des Gesamtbestandes des Landes aus . Man wird aber auS
dieser, wohl z. T . vorübergehenden Zunahme der Schafzucht,
nicht ohne weiteres chen Scheuß ziehen dürfen, daß die Be¬
triebe zu einer extensiveren Wirtschaft übergegangen wären .
Fleisch und Wolle, aber auch der Schafdung besitzen heute
einen außerordentlich großen Wert . Wohl aus diesem Grunde
heraus halten auch manche städtischen Güter Schafe in grö¬
ßerer Zahl .

Ikurze MacbriLten aus Kaden
Die Schlüffelzahl des badischen Einzelhandels vom 20. Okt.

beträgt 360 Millionen (Vortag 255 Millionen ) .
Der badische Landesmilchpreis (Erzeugergrundpreis ) beträgt ,

wie uns das Stadt . Nachrichtenamt Mannheim mitteilt , für die
Zeit von Sonntag , den 21 . Oktober bis Dienstag , den 23. Okt.
1923 für 1 Liter Vollmilch ab Stall 200 000 000 Mark.

DZ . Wiesloch , 19. Okt . Mittwoch mittag brannte das große
Warenmagazin des Kaufmanns Dauth nieder. Der Gebäude -
und Fahrnisschaden geht in die Billionen. Die Ursache deS
Brandes ist noch nicht bekannt. -

DZ . Freiburg - 18. Okt. Der Seniorenchef des be¬
deutendsten Unternehmens der Säge - und Holzimpräg¬
nierindustrie des In - und Auslandes . der Firma
I . Himmelsbach, Herr Joses Himmelsbach, feierte gestern
gleichzeitig mit !dem 50jährigen Geschäftsjubiläum seinen 72 .
Geburtstag . Mit Rücksicht auf die Zeitverhältnisse wurde von
einer Feier abgesehen, dagegen hat die Firma neben gröheren
Zuwendungen an ihre Angestellten und Arbeiter namhafte
Beträge für Wohltätigkeitszwecke ausgegeben- so der Stadt
Freiburg 1 )4 Billionen Mark, den Gemeinden , in denen Him»
melsbachsche Betriebe sind wie Hölzelebruck bei Neustadt im
Sckwarzwakd, Umniendorf bei Biberach (Württb . ) , Nidda
(Oberh . ) , Müllheim (Ruhr ) ufw. VA Billionen Mark sowie
anderen Stellen 2 Billionen Mark.

DZ . Freiburg , 18. Okt . Reichskanzler a . D . Dr . Wirth wird
sich für einige Tage nach Wien begeben.

DZ . Freiburg i. Brsg ., 19. Okt. Der 44jährige Kaufmann
Eugen Koke aus Trier , jetzt in Berlin , und der Kaufmann L .
Gräber aus Karlsruhe hatten sich nach etwa 1 )4jähriger Un¬
tersuchung wegen der Unterschleife und Veruntreuungen bei
der städtischen Brennstosfversorgung, die seinerzeit viel Auf¬
sehen erregten , zu verantworten . Trotz der beinahe 18mona-
tigen Untersuchung konnte das verwickelte Geschäftsgebahren der
Angeklagten nicht restlos aufgeklärt werden . Erwähnt werden
mag noch, daß sie aus Holzbeständen der Stadt Waggons mit
Holz nach der Schweiz verschöben und den ansehnlichen Fran¬
kenerlös unter sich verteilten . Das Urteil lautete für Koke
auf 1 Jahr Gefängnis , für Gräber auf 8 Monate 14 Tage Ge¬
fängnis unter Anrechnung eines Teiles der Untersuchungö-
haft .

DZ . Bus dem Markgräflerland . Rach der Zeitschrift „Wein¬
bau und Kellerwirtschaft" ist im Oberland das Herbsten in den
meisten Gegenden beendigt. Gutedelmoste wurden im Mark¬
gräflerland 75—85 Grad , Silvaner 80—90 Grad . Der 12.
Oktober mit seinem sommerlich warmen Wetter hatte die
Trauben in der Reife noch stark gefördert. Verkäufe fanden
bisher nur in geringem Umfange statt. In den besten Lagen
der Markgrafschaft werden 70 Goldmark pro Hektoliter gefor¬
dert . 1922iger wird billiger abgegeben .

DZ . Böhreubach, 18. Okt . Die wertbeständige Holzanleihc
der Stadtgemeinde Vöhrenbach hat sich eines so großen Zu .
spruches erfreut , daß schon am zweiten Zeichnungstage die
erste Auflage der 2000 Festmeter überzeichnet war . Die
Stadtgemeinde hat sich daher entschlossen , die vollen 5000
Festmeter zur Zeichnung freizugeben.

DZ . Todtnau » 19. Okt . Am kommenden Dienstag wird hier
die Bürgermeisterwahl stattfiuden. Von den 13 Bewerbern sind
drei in die engere Wahl gezogen worden und zwar Oberrevisor
Löw aus Oberkirch , Bürgermeister Huber aus Eutingen und
Stadtoberverwaltungsinspektor Berner aus Mannheim .

OZ . Ehrenstetten , 18. Okt . In der letzten Bürgerausschuß -
sitzuug »werde die Vorlage betreffs Beteiligung an der Grün¬
dung ein»» Zweckverbandes zur Errichtung eines Elektrizitäts¬
werkes im Münstertal mit 27 gegen 7 Stimmen abgelöhnt .

DZ . Von der Wiesen- «. Wehratalbahn . Während bisber die
bei der Wiesen- u. Wehretcckbahn bestehende Dampfheizung von
einem aus der elektrischen Lokomotive aufgestellten und elek¬

trisch geheizten Dampfkessel gespeist wurde , wird mit Beginn
der .diesjährigen Heizperiode die . elettrisch betriebene Wiesen»
und Wehratalbahn auch elektrische Zugheizung erhalten . Der
bisher verwendete Dampfleffel konnte infolge Platzmangel»
nicht so groß gebaut werden, als es für eine ausreichende Er¬
wärmung der Züge auch bei strenger Kälte no wendig gewe -
sen wäre . Diesem Mangel wird nun die elektrische Heizung
abhelfen . •

DZ . Lottstetten , 19. Okt. Der Steuererheber Valentin Oeh»
ling von hier wurde von der Strastammer in Waldshut zu
9 Monaten Gefängnis verurteilt . Oehliug hatte seit min¬
destens 2 Jahren sich von durchfahrenden schweizerischen Au¬
tos höhere Beträge in schweizer Franken zahlen lassen, als
vorgeschrieben war und den Mehrerlös für sich behalten.

DZ . Konstanz» 18. Okt . Wie noch erinnerlich sein dürfte ,
hatte fich im April b. I . bei den Kanalbauten am Überlinger
Speicherkraftwerk dadurch ein schweres Unglück ereignet, daß
ein etwa 6 Meter tiefer Graben in sich zusammenbrach und
7 Arbeiter unter sich begrub, von denen einer getötet wunde .
In dieser Angelegenheit hatten sich jetzt vor der Strafkammer
der 40jährige Ingenieur August Frick aus Mannheim und der
Bauführer August Eckenberger von Nürnberg wegen fahrlässi¬
ger Tötung zu verantworten . Frick war verreist, ohne trotz
des starken Regenwetters die nötigen Schuhanweisungen zu
geben, die er als Bauleiter hätte geben müffen. Die Strafkam¬
mer Konstanz verurteilte beide Angeklagte anstelle einer ver.
wirkten Gefängnisstrafe von 2 Monaten zu je 100 Milliarden
Mark .

OZ . Straßburg , 19. Okt. Dieser Tage fand die Einweihung
einer neuen Rheinbrücke statt, die zue Verbindung der Straß¬
burger Häfen mit dem Gebiete der großen Häsenerweiterung
am großen Rhein durch die Stadtverwaltung und Pioniere aus
Versailles über den Kleinen Rhein gebaut wurde. Sie gehört
zu den verschraubbaren eisernen Kriegsbrücken , und soll wäh¬
rend 5 Jahren bestehen bleiben.

I>Z . Aus dem Elsaß . Bekanntlich hat die zuständige Kom-
Mission der französischen Kammer beschloffen, die elsässifchen
Bahnen an die französische Ostbahn, also eine Privatgesell¬
schaft . anzuschließen. Im Elsaß hat eine lebhafte Bewegung
eingesetzt , die mit diesem Beschluß nicht einverstanden ist, da
er im, Widerspruch niit der übergroßen Mehrheit der Bevöl¬
kerung gefaßt wurde . Gegenwärtig befinden sich die elsaß-
lothringischen Bahnen in staatlicher Verwaltung . Es wird
der Bewegung zum Vorteil gereichen , daß sich der Gcmeinderat
von Straßburg gegen die Überführung der elsaß - lothringischen
Bahnen in eine Privatgesellschaft und mit aller Entschieden -
heit für Beibehaltung der gegenwärtigen Verwaltungsmethode
ausgesprochen hat .

Ans der Landeshauptstadt
Der Karlsruher Bürgerausschich

bcjchäftigte sich am gestrigen Freitag mit dem Thema „Woh -
nunesabgabe und Wohnungsbau ", "wobei es, wie zu erwarten ,wieder zu einer längeren Aussprache kam , ohne daß freilich
wesentlich neue Gesichtspunkte erschienen . Die Wohnungs-
abgaüe , die ja bereits durch die Beschlüsse vom Mai wertbe¬
ständig gemacht ist, sollte nach der ursprünglichen Vorlage des
Stadtrats aus das System der Grund - und Schlüffelzahlen
die sich nach der Baukostenüberteuerung richten , gebracht wei>
den . Die Grundzahl sollte gleich dem Steuerwert sein , die
Schlüsselzahl der zehntaufendste Teil der jeweiligen Teue -
rungszahl für Neubauten , während bisher siel) die Wohnungs-
abz^abe nach der Steigerung der Beamtengchälter steigerte.
Bürgermeister Schneider wies in seiner Begründung darauf
hin , daß man nach dom bisherigen Modus immer erst am 2d.
jeden Monats die W-Hnungsabgabe sestsehen konnte , so daß
sich die ganzen Berechnungen und Steuerzahlungen auf die
letzten 10 Tage zusammendrängten . Die jetzt beantragte
Höhe entspreche dem Satz von 0,01 vom Hundert des Steuer -
Werts der Grundstücke der auch bisher erheben wurde . Karls¬
ruhe habe es nicht so gemacht wie Berlin, wo die Wohnungs¬
abgabe mit einem zu geringen Betrage eingesetzt und jetzt
aufgehoben wurde , weil sie nicht einmal die Verwaltungskvstcn
deckte. Karlsruhe habe es , wenn auch mit Mühe, verstanden,der Geldentwertung wenigstens einigermaßen zu folgen . Die
Verwaltungskosten betrugen hier durchschnittlich 6 Prozent der
eingekommenen Steuer . Man könne jetzt kein Vakuum
eintreten lasten, in der Hoffnung, daß von Berlin eines Tages
die Reform komme , die wir eben vorläufig noch nicht halten.
Die angefangenen 88 Bauten müffen wir selbstverständlich
weiterführen . Bei der gegenwärtigen Arbeitslosigkeit sei dies
auch von sozialer Bedeutung . Was die Höhe anlange , so
mache beispielsweise der Sah für eine Durchschnittsdreizim-
merwohnung , wie sie die Arbeiter innehaben, heute ungefähr
400 Millionen Mark aus , also weniger als einen haLcn Stun¬
denlohn- während im Mai 1,8 Stnndenlohn erhoben wurde.
In Freiburg soll der drcffache Betrag erhoben werden.

Dazu lagen zwei Anträge, ein Zentrumsantrag und ein
sozialdemokratischer vor. Der Zentrumsantrag , von Stadtv .
Sonner begründet , verlangte , daß die Differenz vom Fällig ,
keitstage bis zum Zahltage in Goldmark erstattet werden
solle. Stadtverordneter Sonner führte aus , daß infolge der
Preispolitik der Unternehmer die Verteuerung der Baustoffe
eine größere Steigerung ausweise als der Lohn . Der sozial-
demokratische Antrag fordert die Fortsetzung der bisherigen
Berechnung bis 31. März 1924 und die Bezahlung rückstän¬
diger Beträge nach dem jeweiligen Stand der Goldmark. Er
wurde von Stadtverordneten Niest begründet. Tic Steigerung
müsse sich nach der Leistungsfähigkeit der Bevölkerung richten.
Nach weiterer Ausfprache trat der Stadtrat zur Beratung der
Anträge zusammen und brachte nach einer halbstündigen
Pause einen neuen Antrag ein , wonach für die Hobe der Ab-
gäbe der Stand des Gehalts eines Beamten der Gruppe 10
Stufe 5 mit einem Kind am Zahlungstage bemessen werden
soll. Der Stadtrat wird jeweils in seiner Sitzung am Don-
nerstag bestimmen , welches der Satz für die kommende Woche
ist. Ohne weitere Debatte wird hierauf die Vorlage gegen
die Stimmen der Kommunisten in der neuen Fassung ange¬
nommen .

Bei der Getränkesteuer soll die im August dom Bürgeraus¬
schuß gestrichene Besteuerung der Mineralwasser urijd die
künstlich bereiteten Getränke wieder in die Verordnung kom-
men. wo außerdem 'der Höchstsatz von 5. v . H des Kleinhan¬
delspreis für Bier vorgesehen wird . Stadtverordneter
Knopf (Z .) bittet , es bei 4 Prozent zu belaffen . — Die Vor-
läge wurde angenommen .

Ein « weitere Vorlage will an Stelle des Zuschlags zur staat¬
lichen Hundesteuer einen Zuschlag von vier Goldmark erheben»
zu errechnen nach dem jeweiligen Goldrechnungsmnfatz der
Landabgabe . Der Tag des Inkrafttretens wird noch bestimmt.
Der Zuschlag soll nur für Hunde gelten, die in diesem Taxiahr
noch nicht versteuert worden sind. Die Vorlage wurde ange.
nommen .

Weiter wird angenommen die Vorlage über Gelniidetcrafch
mit der Fa . Rosenfekd & Co., und der Rückersatz von Stra¬
ßen - , Kanal - urtb Gehwegkosten in der neuerlichen durch die
Zeitverhältniffe gebotenen Fassung.

Gegen 8 Uhr abends fand die Sitzung ihr Ende.



■i '

11 :

ili: : -

Die Erhähnng der Post-, Telegraphen - n . Telephongebührrn .
Ab 2<i. d. Mts . kosten eine Postkarte im Ortsverkehr 2 Milk .,
im Fernverkehr 4 Mill . , Briefe im Ortsverkehr biS 20 Gramm
4 Mill ., über 20 Gramm 6, im Fernverkehr bis 20 Gramm
10 Millionen , über 20 Gramm 14, Drucksachen bis 25 Gramm
8 Mill ., über 25 Gramm 4 Mill . Für F .'rutelegramme wer¬
den erhoben : Grundgebühr 80 Mill ., und außerdem für jedes
Wort 40 Mill . Gm Telephonverkehr wird berechnet: für ein
Ortsgespräch 50 Mill ., für ein Ferngespräch von 8 Minuten
Dauer in einer Entfernung bis 5 Kilometer einschl. 50 Mill .,von mehr als 5 Kilometer bis 15 Kilometer 100 Millionen , 15
bis 25 Kilometer 150 Millionen uff.

Brotversorgung . Eine soeben veröffentlichte amtliche Ver¬
ordnung besagt : Bis auf weiteres darf Weiß- und Halbweiß-
brot nur als Kleinbrot im Gewicht von nicht mehr als 100
Grainm (sog. Tafclbrötchen) und im übrigen nur Schwarzbrot
hergestellt, feilgeboten und vertrieben werden.^

Benvendung gebrauchter Briefumschläge. Die Erfahrungen
haben gezeigt, datz die Wiederverwendung gebrauchter Brief¬
umschläge mit durchgestrichener Aufschrift zu erheblichen Un-
zuträglichkeiten bei der Post geführt haben. Infolge der viel¬
fach recht mangelhaften Durchstreichung der alten Aufschrift
find häufige Fehlteitungen und unrichtige Zustellungen vor-
- ekomlnen. Mit Rücksicht darauf können gewöhnliche Brief¬
sendungen, auf deren Umschlägen die erste Aufschrift usw.
tiurckgestrichen und durch eine zweite Aufschrift — sei cs aufder Vorder- oder Rückseite — ersetzt ist , künftig zur Postbe'ör-
deruug nicht mehr zugelassen werden . Es bleibt dagegen
weiterhin gestattet , gebrauchte Briefumschläge zwecks Wioder-
benutzung zu wenden oder so zu überkleben, daß die alre Auf¬
schrift und die früher verwendeten Marken , Stempel , Zettel
usio. vollständig verdeckt sind . —

Dandel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

am 20. Oktober vorbörslich
Tendenz : sehr fest ohne Geschäft .

20. Oktober Am« , »fiimti Nur» v. 19 . Cft.Geld Brief
Amsterdam . . 6 900 000 000 4668 300000 .- 4 691 700 000.
Kopenhagen . 3100 000 000 2086 770000 -- 2097230000.
Italien . . . 790000000 538 650 000. - 541350000
London . . . 80 000 000 000 53 865 000 000.- 54135000000.
Rewyork . . . 17 750 000 000 11970000000.- 12 030000 000.
Paris . . . . 1000IX» 000 712 215000 .- 715785 000.
Schweiz . . . 3170000000 2134 650 000.- 2145350000.
Prag . . . . 525 000 000 355 509 000. - 357291000 .

Amtliche Dollarno tieinng der Fraukfurtcr Börse
vom 19 . Okt. : Geld 11 471 250 000, Brief 11 528 750000.

Wertbeständige Anlagen
Sur Anlage für Mündelgelder und als wertbeständige Effekten

zugelaffen :
Letzter Kurs : (in Tausend Mark )

5*/, Badische Kohlenwert-Anleihe . ca. 60 000 0006*/» Mannheimer Kohlenwert-Anleihe . . . . ca . 60000000
5°/o Rhein-Main -Donau -Gold-Anleihe . . . . ca. —
7®/, Neckarwerke Goldanleihe . ca . —
5®/0 Preußische Kali-Anleihe pro 100 kg . . . ca . —
5®/0 Sächsische Roggen-Anleihe pro Ztr . . . . ca - —.5*/„ Süddeutsche Festwertbank-Oblig. ca . 6 000 000
Dollarschatzanweisungen des Deutschen Reichs ca . 20 000000
Goldanleihe d . Deutschen Reiches . . . . ca . 16 000 000

Ferner nennen wir noch die nicht mündelsichere5% wertbeständige Anleihe Freudenberg Earl ,G . m. b . H., Lederfabrik Weinheim . . . ca. 3 000 000
Monnheimer Broduktenbörsr. Die Börsenpreise stellten sicham 18. Oktober 1923 an der Mannheimer Produktenbörse wie

folgt : 1 Zentner Weizen 14 Milliarden » Roggen und Heu
nicht notiert .

MaschinenbaugesellschaftKarlsruhe . In der 71 . ordentlichen
Generalversammlung wären 74 961 Stammaktien und 3000
Vorzugsaktien vertreten , es wurden sämtliche Anträge der Ver¬
waltung einstimmig genehmigt. Es gelangt eine Dividende von
einer Goldmark pro Aktie mit K Dollar 6prozentiger wertbe¬
ständiger Goldanleihe ab 15. November 1923 zur Verteilung .
Auf je 4 Dibidendenscheinewird 1 Stück Goldanleihe zu 1 Dol¬
lar gegeben. Die Äückelnng bleibt den Zahlstellen uberlassen.
Die Gesellschaft erklärt sich ferner bereit , an Stelle von Gold¬
anleihe auf je 40 Dividendenscheine 1 junge Aktie der Gesell¬
schaft mit Dividendenberechtigung für das laufende Geschäfts¬
jahr 1923/24 vom 15. November 1923 ab zu liefern. Auf 1,2 und 3 Dividendenscheine wird der entsprechende Goldanleihe¬
wert in Papiermark zum amtlichen Berliner Kaffakurs vom
12. November d. I . ab 15. November 1923 ausbezahlt .

Im täglichen Leben rechnen wir mit Millionen und Milliar¬den, schon tauchen Billionen auf , und von ganz weit hernähert sich gar die Trillion . Zahlenbegriffe , um die man sichfrüher nicht kümmerte, muffen uns geläufig werden . Man
weiß schließlich , baß eine Milliarde 1000 Millionen sind und
bei einer Trillion gar sitzen viele schon ganz fest. Da wollentrri ein bischen auftelfen , Zahlen zeigen , die allerdings schlecht¬hin unvorsielilare Größen darstellen und höchstens in der
Astronomie Verwendnndg finden . Zunächst vorweg, daß die
Franzosen . Spanier und Portugiesen schon unsere deutscheMilliarde , d . b. tausend Millionen mit »Billion " bezeichnen,also auch lei den weiteren Zahlenbeigriffen immer uni einen

«Punkt früher einspringen . Eine deutsche Billion ist eine Mil¬lion Milionen , die wird mit 12 Nullen aeschrieben. TausendBillionen sind eine Billiarde . Eine Million Billionen (mit
18 Nullen ) ist eine Trillion . Tausend Trillionen sind eineTrilliarde . Eine Million Trillionen ist eine Quadrillion (mit
94 Nullen ) . Tausend Ouadrillionen sind eine Onatzrilliarde .Eine Million Quadrillionen find eine Ouinquillion . Tausend
Ouinquillion sind e nc Ouinquilliarde . Eine Million Quin -
quillionen ist eine Sextillion (mit 36 Nullen ) . Tausend Sex -
tillionen sind eine Sextillavde . Eine Million Sextillionen isteine Septillion (mit 42 Nullen ) . Tausend Septillionen sindeine Septilliarde . Eine Million Septillionen ist eine Oktil-liou imit 48 Nullen ) . Das dürfte vorläufig für den Haus¬
gebrauch genügen.

Exp'osionsunglück in Warschau.
In der Zitadelle zu Warschau sinh sieben Waggons mit Pul¬ver für schwere Geschütze explodiert. Die Zahl der Tote» be¬

trägt zirka 150 , die der Verletzten 1000 . Der durch die Explo¬
sion verursachte Luftdruck war so stark, daß eine zur Zeit der
Explosion in de ? Nähe der Zitadelle marschierende Militärab -
teilunq in die Weichsel geivorfen wurde , wobei viele Soldaten
in den Wellen den Tod fanden . Die Katastrophe wurde zu¬
nächst auf einen verbrecherischen Anschlag zurückgeführt. Rach
Erklärungen des Staatsanwalts kann jedoch angenommenwerden, daß es sich um Unvorsichtigkeit der mit der Einlage¬
rung des Pulvers beschäftigten Arbeiter handelt .

Der Unterhaltungs -Rundfunk .
In München erfolgte dieser Tage vor einem Kreise gela¬dener Gäste durch die Abteilung München des Reichspostmiini -

sterinms die Vorführung des sogen . Unterhaltungs -Rundfunk ,über dessen weite Verbreitung und Verwendungsmöglichkeitenuns schon vor längerer Zeit schier märchenhaft klingende Be¬
richte aus Amerika zugegangen sind . Staatssekretär Dr .
Schätz ! betonte die große Bedeutung der drahtlosen Telephoniein wirtschaftlicher sotvie in kultureller und politischer Hinsicht .Es ist die Möglichkeit nahe gerückt , daß an Stelle des Wolff-
schen Depeschenbureaus der Rundfunk tritt . Bei dieser Sach¬lage ist es vom politischen und staatspolitischen Standpunkte
nicht gleichgültig, in wessen Händen sich das Instrument des
Rundfunks befindet . Schwerwiegende Volks- und Staatsinter¬
essen sprechen dafür, daß die Vertretung des Staates die Ent¬
wicklung und den Ausbau maßgebend in der Hand haben
muß . Die Reichspostverwaltung und die Reichsrogierung sollen
daher den entscheidenden Einfluß darauf 'haben , welche Nach¬richten gegeben werden . Die Propaganda soll durch die Ge¬
sellschaft „Deutsche Stunde " durchgefuhrt werden, die auch in
Bayern in einer eigenen G . m . b. H . den Vertrieb übernimmt .

Oberregierüngsrat Staegmann erläuterte den 'Entwick¬
lungsgang der drahtlosen Telephonie, die erst möglich gewor¬den. seitdem man in der Lage ist, ungedämpfte elektro-magne-
tische Wellen von genügender Frequenz und Stärke zu erzeu¬
gen . er größte Vorzug der drahtlosen Telephonie liegt of¬fenbar in der Möglichkeit der gleichzeitigen Übermittlung von
Nachrichten von einer Zentralstelle aus- an beliebig viele Ab¬
nehmer , wobei die Entfernung keine Rolle spielt. In Deutsch¬land hat die Radiotelephonie bis jetzt Anwendung gefunden
für den sogen . Wirtschaftsrundfunkdienst . Etwa 2000 über
das gesamte Reichsgebiet verteilte Empfangsstellen erhalten
täglich fortlaufend die neuesten Effekten- , Metall - , Getreide -
und Rohproduktenkurse von einer Zentralstelle in Königs-
Wusterhausen bei Berlin zugespvochen . Die übermsttlunx , geht
so rasch vor sich, daß beispielsweise die von Newhork herüber -
gefunkten Börsenkurse bereits 10 Minuten später zur Kennt¬
nis sämtlicher Empfangsstellen gelangen . Dem Vorgänge ain-
derer Länder folgend, soll nun auch in Deutschland der sogen.UnterhaltirngS -Rundfunkdienst eingeführt werden . Zunächst
wird in Berlin und in München je ein Sender ausgestellt,der Empfangsstellen im Umkreise von 100 bis 160 .Kilometer
bedient. Die Gesellschaft „Deutsche Stunde für Bayern " in
München wird vorerst nur musikalische Darbietungen verbrei¬
ten . Im Anschlüsse an diese Erläuterungen hatten die Gäste
Gelsgercheit, zunächst mittels des Hörrohres musikalische Dar¬
bietungen sowie einen Erzähler mittels Rundfunk von Königs-
Wusterhausen aus zu hören . Die ' Übertragung muß als
äußerst gelungen bezeichnet werden ; selbst die feinsten Violin -
striche und zartesten Gesgngstöne wurden tadellos gehört . Auch

Bekanntmachung.
Das GebäudeversichernngSgesetz.

Der gemäß Artikel 4 des Gesetzes vom 4. August 192güber die Abänderung des Gebäudeversicherungsgesetzes
gewährende Zuschlag zu der gesetzlichen Entschädigung wichhiermit siir Fälle , in denen die Wiederherstellung der Gebäudein der Zeit vom 16. bis 30. September 1928 erfolgte, auf da»14 966 099fache der unter Zugrundelegung der Baupreffevom 1. August 1914 zu bewilligenden Entschädigung festgesetzt.

Karlsruhe , den 20 . Oktober 1923.
Der Minister de» Innern :

Remmele .

Auf Grund der §§ 936 R .B.O . wird der dnrchschnittüche Jahre »,
arbeitsverdienst land- und forstwirtschaftlicher Arbeiter mit Wirk«»»
vom 1. Oktober 1023 neu festgesetzt wie folgt :

Durchschnittlicher Jahresarbeitsverdirnst für
Versicherte im Alter von :

Bezirk des
Bersicherungs-

amis oder

über
21 Jahren

16-- 21 unter 16 Jahren
Jayren 14- 16 J -chr. nnt. 14 z -che.

Ider Gemeind« rrrr S rrrr g
s 3 L 3 1 3 1

in Millionen
Ji Ji Jt Ut Jt Ji Ji

1 . Adelsheim
Boxberg 1 7985 5528 6756 4914 4299 3071 — —

2 . Mosbach
Buchen
Eberbach
Tauberbischofsh

*
8599 6142 7371 5282 5282 3071 — —

Wertheim
3 . Eppingen |

Sinsheim
Weinheim

9213 6388 7985 5528 4914 3685 —

4. Heidelberg:
a) für die forstivirt-

fchastl.Arbeiter des
staatl. und städt
ForstamtS Heidel¬
berg . 163751146113095 9004 9828 7371

d) für die übrigen
land- u. forstwirt-
sthaftl . Arbeiterd.
Stadtgem . Heidel¬
berg m . Bororten 12285 8599 9828 6756 7371 5528

c) für die übrigen
Gemeinden

5 . Mannheim :
10073 7125 8599 6142 5528 4299 2457 1842

12899 8599Bororten 9213 10442 7371 6142 _ _
b>übrige Gemeinden

6. Schwetzingen:
11056 7985 9828 6756 6388 4545 — —

n>für die forstwirisch .
Arbeiter des Forst-
amtS Schwetzingen

d) für die ln d. Land¬
wirtschaft und tn
den übrigen Forst¬
betrieben beschäft.
Arbeiter

14742 9828 12285 9828 9828 7371 3267 2457

11056 7371 9213 7371 7371 5528 2457 1842
7 . Wiesloch:

10442und Walldorf 6756 9828 6142 6756 3685 2457 1842
d> übr. Gemeinden 9213 6388 7985 5651 4914 3685 2457 1842
Mannheim , den 16 . Oktober 1923 .

Lad. Oberverfichernugsamt .

Wegen Verkehrsrückgang fallen die Vorzüge 1298/975 (FJForbach-Gausbach ab 5,55, Karlsruhe an 7,49 nachm, vom
Sonntag , den 21 . Oktober an aus .

personeller Zeil
Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen usw.

der Planmäßigen Beamte«.
Aus dem Bereich des MiuisteriumS deS Inner ».

Ernannt :
Zum Vorsitzenden des Verwaltungsrats der Fürsovgekaffe

für Gemeinde- und Körperschastsbeamte Verbandsgeschäft»,
führ er Christian Grampp in Karlsruhe .

Gestorben:
Justizinst >ektvr Max Bogenschütz beim Amtsgericht Triberg .

Sonntag, den 21 . Oktober.
Landestheatei *.

6 b . g . 7*10. Sp . 16.00 M.
Th .-Gem. B .V .B .
Nr. 5201 - 5500 .
Taitnhäuser

n4 der Siagerkrisq auf Wartburg.

Konzerthaus .
7— */410 Uhr.

Parkett I 2 .50 M.
Alt -

Heidelberg .

Soeben erschien :

MW
SMiM - WniW - WniW

Handausgabe
mit Anmerkungen und Mustern

von I . Rlegger
Ministerialoberrechnungsrat a . D -

Preis : Goldmark 2 .50
Die vorliegenden Bestellungen der Gemeinden
beim zuständigen Bezirksamt werden soeben er-
ledigt, ebenso die anderen zahlreichenBestellungen .

MWl tioitimml-Mng ®. m. 6. §.
Karlsruhe i. B.

Tätige Beteiligung oder Generalvertretung ge¬sucht Ich bringe einige Billionen Papiermark und
eventuell einen Keller , mit ca. 400 bl FaBraum
nebst anderem in die Gesellschaft ein. Angeb.erbeten unter B . 859 an die Expedition derKarlsruher Zeitung.

DU ReueinteiliM des ZndiWegMndrsMgs des
WeiMoms westlich der AWttstM in Mann¬

heim betreffend.
Aus Anlaß der von der Stadtgemeinde Mannheim

geplanten Neueinteilung des Jndustriegeländes längs
des Rheinstroms westlich der Altriperstraße in Mann¬
heim hat das Staatsministerium mit Entschließung
vom 6. September 1923 Nr . 13131 ausgesprochen, daß
a) der Eigentümer des Grundstücks Lgb. Nr . 12831b
gemäß §§ 13 ff., insbesondere 8 16 Abs . 6 Buchstabe
a des Ortsstraßengesetzes verpflichtet ist, mit 74 qmdes genannten Grundstücks an der Neueintellung der
Grundstücke gemäß dem Plan vom 16 . November 1922
zum Zweck der Gewinnung von Jndustriegelände teil¬
zunehmen , b ) die Eigentümer der voit den Grund¬
stücken Lgb . Nr . 12819, 12831a und 12831b abzu¬
tretenden Teile von 91 bezw . 440 bezw . 74 qm gemäß
§8 14 Abs . 4 und 16 Abs . 6b des Ortsstraßengesetzes
verpflichtet find, dieselben zum Zweck der Durchführung
der Neueinteilung gegen vorherige Entschädigung an
die Stadtgemeinde Mannheim abzutreten . 8 -237

Mannheim , den 11 . Oktober 1923.
Badisches Bezirksamt « dt. VII .

Die Verhältniszahl für Ermäßigungen beim Steuer -

Ä beträgt vom 21. Oktober an zweihnntzertzehir
Bekanntmachung vom 3. dS. Mts -). 11237

Karlsruhe , den 19 . Oktober 1923 .
Die gstnanziimter Stadt t»nd Land._

Gute Speiseöle
erhalten Sie in der

Ersten Karlsruher Oelzentrale
LuisenstraBe 29

Beachten Sie Preis und Qualität!

Verwaltungsdienst erfah¬
renen Bewerbern mit An¬
gaben der Gehaltsan¬
sprüche bis 1. November
an die Direktion der
KreiSPflegeanftalt erbeten.

beide
Mumm.

Die Stelle de» 58.868

Kassiers
an der KreiSpflegseanftalt
Hub der Kreise Karlsruhe

und Baden bei Bühl ist
alsbald neu zu besetzen .
Gesuche von im Staats¬
oder Gemeinderechinungs-
wesen und im allgemeinen

MonaKoRen
erbet., kauft Bügler, Berlin
Potsdamerftratze 38. «56*

Bei der hiesigen Stadt -
kaffe sind die Stellen eines
planmäßigen

Buchhalters
und diejenige einer weite¬
ren Hilfskraft (beide Stel¬
len Gehalt nach Gruppe
VI ) auf 1 . Dezember ds.
IS . ev. später zu besetzen .
Bewerbungen mit Le¬
benslauf sind baldigst ein¬
zureichen.
FurUvangen , 11. Oft . " ?23.

Der Gemeinderat .
Wild . B .860

Metaübetten
Stahlmair., Kinderbett. , direkt
an Private, Katalog 78 kt frei.
EisenmöbelfabrikSuhl (Thür).

M MW
NÄWmiMd

lädt seine Mitglieder zu
der am Dienstag , den 30.
Oktober 1923, vorm. l411
Uhr, im alten ' Rathaussaal

in Billingen stattfindenden
Hauptversammlung

ein. B.854
Tagesordnung :

Vortraa Sr . Exz. Frhr .
von Stein über „die Be¬
deutung der Organisation
deS WaldbesitzeS " : Tätig¬
keils- und Kassenbericht :
Beitragsregelung : Holz¬
verkauf u . a.
Billingen . 19. Okt. 1923 .

Ammer -» Blechner-,
Dachdecker , und Schmiede,
arbeiten zu einem Dienst¬
wohngebäude an der neuen
Bahnhofstraße hier öffent¬
lich zu vergeben . Plane
und Wedingnisheft auf der
Hochbaubahnmeisterei I,
Eisenbahnstr . 0, Zimmer '
32. Dort Angebotsvor¬
drucke zum SelbsÄosten-
preis erheben. Angebote
verschlossen , postfrei und
mit der Aufschrift „Neu¬
bau -Wahnhofstraße Ange¬
bot auf ' -— arbeit " ver-
sehen spätestens bis Don¬
nerstag , den 25 . Oktober,
vorm. 9 Uhr, an uns ein¬
zureichen. Den Angeboten
ist eine Preisaufteilung
beizugeben. Zuschlagsfrist
3 Wochen. 1123-

Karlsruhe . 19. Okt. 1923 .
Bahnbauinspektion l .

Mms -AMel .
Weinheim. U .189

In das Vereinsregister
O .-Z . 31 wurde eingetra¬
gen : „Erster Fußball -
Verein in Hemsbach.

"

Weiicheim, 11 . Okt . 1928.
Amtsgericht 1.

Druck G. Braun , Karlsruhe,
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